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- Zusammenfassung - 

Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen, nach denen Träger der freien Jugendhilfe    

– und damit auch privat-gewerbliche Träger von Kindertageseinrichtungen – im Sinne 

des Jugendhilferechtes „anerkannt“ werden, sind abschließend in der bundesrechtlichen 

Bestimmung des § 75 SGB VIII geregelt und gelten dementsprechend in allen Bundes-

ländern in gleicher Weise. Nach § 75 Abs. 1 SGB VIII können als Träger der freien 

Jugendhilfe juristische Personen und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn 

sie auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 SGB VIII tätig sind (§ 75 Abs. 1 

Nr. 1 SGB VIII), gemeinnützige Ziele verfolgen (§ 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII), auf 

Grund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen, dass sie einen 

nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe zu leisten im 

Stande sind (§ 75 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII) und die Gewähr für einen den Zielen des 

Grundgesetzes erforderliche Arbeit bieten (§75 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII). Die in § 75 

Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII geforderte Verfolgung gemeinnütziger Ziele schließt – unabhän-

gig vom Vorliegen der übrigen tatbestandlichen Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 SGB 

VIII – nach allgemeiner Auffassung privat-gewerbliche, also auf Gewinnerzielung ge-

richtete Träger von Kindertageseinrichtungen wegen fehlender Gemeinnützigkeit im 

Sinne dieser Vorschrift generell aus dem Kreis anerkennungsfähiger Träger der freien 

Jugendhilfe aus. Diese traditionelle Privilegierung der privat-gemeinnützigen gegenüber 

den privat-gewerblichen Trägern wird in der Literatur zum Teil als rechtlich nicht unbe-

denklich angesehen. 

Das Anerkennungsverfahren sowie die sachliche und örtliche Zuständigkeit sind dem-

gegenüber nicht bundes- sondern landesrechtlich festgelegt. Entsprechende Regelungen 

enthalten die jeweiligen Ausführungsgesetze der Länder und teilweise darüber hinaus 

die dazu ergangenen Rechtsverordnungen. Da auf Grund der bundesrechtlichen Be-

stimmungen des § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII eine Anerkennung privat-gewerblicher 

Träger von Kindertageseinrichtungen ausscheidet und die Landesgesetze zur Ausfüh-

rung des SGB VIII – mangels entsprechender Gesetzgebungskompetenz der Länder – 

keine Regelungen der materiell-rechtlichen Anerkennungsvoraussetzungen enthalten, 

bedarf es keiner näheren Erörterung der – im Übrigen inhaltlich weitgehend deckungs-

gleichen – Bestimmungen über das Anerkennungsverfahren sowie die sachliche und 

örtliche Zuständigkeit in den jeweiligen Landesausführungsgesetzen zum SGB VIII. 
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1. Die bundesrechtliche Bestimmung des § 75 SGB VIII als maßgebliche 
materiell-rechtliche Norm 

1.1. Allgemeines 

Unter welchen materiell-rechtlichen Voraussetzungen Träger der freien Jugendhilfe      

– und damit auch privat-gewerbliche Träger von Kindertageseinrichtungen – im Sinne 

des Jugendhilferechts „anerkannt“ werden, ist nicht im Landesrecht, sondern abschlie-

ßend in der bundesrechtlichen Bestimmung des § 75 SGB VIII1, also bundeseinheitlich 

geregelt. Die Vorschrift des § 75 SGB VIII unterscheidet dabei zwischen der Anerken-

nung nach pflichtgemäßem Ermessen (Abs. 1), der Anerkennung, auf die ein Rechtsan-

spruch besteht (Abs. 2) sowie der Anerkennung kraft Gesetzes (Abs. 3), so dass sich 

von einem „abgestuften Recht auf Anerkennung“ sprechen lässt2. Ziele der Vorschrift 

sind die Gewinnung eines Stammes freier Träger als verlässliche Partner3 und „verläss-

liche Partnerschaftsbeziehungen“ zwischen den Trägergruppen4. Zur Auslegung und 

Anwendung von § 75 SGB VIII hat die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesju-

gendbehörden Grundsätze für die Anerkennung von Trägern der freien Jugendhilfe nach 

§ 75 SGB VIII verabschiedet, die als Anlage 2 beigefügt sind. 

1.2. Rechtliche Bedeutung der „Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe“ 

Ganz allgemein gilt zunächst, dass die Anerkennung keine Voraussetzung für das Tä-

tigwerden von Trägern der freien Jugendhilfe ist5. Vielmehr können sich freie Träger in 

allen Tätigkeits- und Arbeitsfeldern im Bereich der „Leistungen“ der Jugendhilfe gemäß 

§ 2 Abs. 2 SGB VIII grundsätzlich ohne jede Einschränkung entfalten, es sei denn, sie 

verstießen gegen die allgemeinen Strafgesetze6. Ihr autonomes Betätigungsrecht fußt 

auf der grundgesetzlich garantierten allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 

Grundgesetz – „Grundrecht der freien karitativen Betätigung“) sowie der in Art. 9 

Grundgesetz verfassungsrechtlich garantierten Vereinigungsfreiheit und setzt keine 
                                                 
1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – (Art.1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, 

BGBl. I S.1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 ( BGBl. I S. 3134, 
zuletzt geändert durch Art. 105 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586); auszugs-
weise beigefügt als Anlage 1 

2 Vgl. Wiesner in: Wiesner SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe –, § 75 Rdn. 2; Münder u.a. in 
Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 75 Rdn. 1 

3 Vgl. Heinrich in: GK-SGB VIII, § 75 Rdn. 3 
4 Vgl. Schellhorn in: Schellhorn, SGB VIII/KJHG, § 75 Rdn. 1 
5 Vgl. Schellhorn in: Schellhorn, SGB VIII/KJHG, § 75 Rdn. 1; Wiesner in: Wiesner SGB VIII          

– Kinder- und Jugendhilfe –, § 75 Rdn. 1; Heinrich in: GK-SGB VIII, § 75 Rdn. 4; Ger-
nert/Oehlmann-Austermann, Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe: § 75 SGB VIII, S. 26 

6 Vgl. etwa Heinrich in: GK-SGB VIII, § 75 Rdn. 4 
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staatliche Zulassung voraus. Das Betätigungsrecht der privat-gemeinnützigen und der 

privat-gewerblichen Träger ist darüber hinaus durch Art. 12 Grundgesetz geschützt7. 

Durch die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe erhält dieser einen bevorzug-

ten Status im Rahmen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit dem Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe. Die Anerkennung öffnet insbesondere den Zugang zum Jugend-

hilfeausschuss (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII), zu einer auf Dauer angelegten Förderung 

(§ 74 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII), zur Beteiligung an anderen Aufgaben (§76 SGB VIII) 

sowie zur Beteiligung an der Jugendhilfeplanung (§ 80 Abs. 3 SGB VIII)8. Darüber 

hinaus sieht z. B. das Jugendschutzgesetz9 bestimmte Lockerungen bei der Teilnahme 

an Veranstaltungen anerkannter Träger der Jugendhilfe (§ 4 Abs. 2: Aufenthalt in Gast-

stätten; § 5 Abs. 2: Tanzveranstaltungen) vor.  

1.3. Zum Begriff „Träger der freien Jugendhilfe“ im Sinne des § 75 SGB VIII 

Das SGB VIII hat darauf verzichtet, allgemein zu definieren, wer Träger der freien Ju-

gendhilfe ist. Neben den Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 

sowie den auf Bundesebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien Wohlfahrts-

pflege, die gemäß § 75 Abs. 3 SGB VIII – und damit bereits kraft Gesetzes – sogar an-

erkannter Träger der freien Jugendhilfe sind, zählen zu den Trägern der freien Jugend-

hilfe private Organisationen (in der Regel ein eingetragener Verein, zunehmend auch 

eine GmbH oder eine Stiftung bürgerlichen Rechts), die Aufgaben im Sinne des SGB 

VIII anbieten oder anbieten wollen10. Das können privat-gemeinnützige oder privat-

gewerbliche, also auf Gewinnerzielung ausgerichtete Träger jedweder Rechtsform, das 

heißt auch des Handelsrechts und Einzelpersonen sein11. Privat-gewerbliche Träger von 

                                                 
7 Vgl. Wiesner in Wiesner: SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe –, § 75 Rdn.1 und § 3 Rdn. 5; Mün-

der u.a. in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 3 Rdn. 4 mit weite-
ren Nachweisen 

8 Zur Privilegierung der anerkannten Träger der freien Jugendhilfe gegenüber den Trägern der freien 
Jugendhilfe, die nicht anerkannt sind vgl. im Einzelnen Wiesner in Wiesner: SGB VIII – Kinder- 
und Jugendhilfe -, § 75 Rdn. 1; Münder u.a. in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und 
Jugendhilfe, § 75 Rdn. 5; Heinrich in: GK-SGB VIII § 75 Rdn. 2; Papenheim in LPK-SGB VIII, § 
75 Rdn. 1; Münder/von Boetticher, Wettbewerbsverzerrungen im Kinder- und Jugendhilferecht im 
Lichte des europäischen Wettbewerbsrechts, S. 10 ff; Gernert/Oehlmann-Austermann, Anerkennung 
als freier Träger der Jugendhilfe: § 75 SGB VIII, S. 26 ff 

9 Jugendschutzgesetz vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2149) 

10 Vgl. z.B. Münder u.a. in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 75 
Rdn. 3 und Vorbemerkungen zu § 69 Rdn. 1, 3 ff 

11 Vgl. Münder u.a. in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 75 Rdn. 3 
und Vorbemerkungen zu § 69 Rdn. 10; allgemein zur Stellung privat-gewerblicher Träger in der 
Kinder- und  Jugendhilfe insbesondere Münder, Die Stellung privat-gewerblicher Anbieter in der 
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Kindertageseinrichtungen sind damit – unabhängig von ihrer Organisations- bzw. 

Rechtsform – Träger der freien Jugendhilfe im Sinne des § 75 Abs. 1 und 2 SGB VIII. 

1.4. Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für eine Anerkennung als Träger 
der freien Jugendhilfe nach § 75 Abs. 1 SGB VIII 

1.4.1. Überblick 

Nach § 75 Abs. 1 SGB VIII können als Träger der freien Jugendhilfe juristische Perso-

nen und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie auf dem Gebiet der Ju-

gendhilfe im Sinne des § 1 SGB VIII tätig sind (§ 75 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII), gemein-

nützige Ziele verfolgen (§ 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII), auf Grund der fachlichen und 

personellen Voraussetzungen erwarten lassen, dass sie einen nicht unwesentlichen Bei-

trag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe zu leisten im Stande sind (§ 75 Abs. 1 

Nr. 3 SGB VIII), und die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes erforderliche 

Arbeit bieten (§ 75 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII). Einen Anspruch auf Anerkennung als Trä-

ger der freien Jugendhilfe hat unter den Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 SGB VIII, 

wer auf dem Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei Jahre tätig gewesen ist (§ 75 Abs. 2 

SGB VIII). Die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts sowie 

die auf Bundesebene zusammengeschlossenen Verbände der freien Wohlfahrtspflege 

sind gemäß § 75 Abs. 3 SGB VIII demgegenüber – wie bereits erwähnt – schon kraft 

Gesetzes anerkannte Träger der freien Jugendhilfe. 

1.4.2. Beschränkung des Kreises anerkennungsfähiger Träger auf juristische Per-
sonen und Personenvereinigungen 

Aus dem breiten Spektrum aller Träger der freien Jugendhilfe12 können gemäß § 75 

Abs. 1 SGB VIII – wie zuvor bereits erwähnt – nur juristische Personen und Personen-

vereinigungen anerkannt werden, wenn sie die in Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Voraus-

setzungen erfüllen. Die Beschränkung des Kreises anerkennungsfähiger Träger auf ju-

ristische Personen und Personenvereinigungen geht auf Art. 1 Nr. 37 Buchstabe a) des 

am 1. April 1993 in Kraft getretenen  Ersten Gesetzes zur Änderung des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch vom 16. Februar 199313 zurück, mit dem – entsprechend der Stellung-

nahme des Bundesrates – die nach § 75 Abs. 1 alter Fassung mögliche Anerkennung 

                                                                                                                                               
Jugendhilfe – Stand und Perspektiven, in: Blickpunkt Jugendhilfe, Heft 34, 2003, S. 20 – 28, Mün-
der, Zum rechtlichen Rahmen der (Gleich-) stellung von privatwirtschaftlichen Trägern der Kinder- 
und Jugendhilfe in: Blickpunkt Jugendhilfe, Heft 1, 2008, S. 8 - 13 

12 Vgl. oben zu Gliederungspunkt 1.3 
13 BGBl. I S. 239 
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einzelner Personen ausdrücklich ausgeschlossen werden sollte14. Natürliche Personen 

können deshalb nach derzeitiger Rechtslage keine Anerkennung gemäß § 75 SGB VIII 

erhalten. Zu den anerkennungsfähigen Trägern der freien Jugendhilfe zählen u.a. einge-

tragene Vereine (§§ 21, 55 ff BGB), Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 11 

GmbH-Gesetz, jedoch erst mit der Eintragung in das Handelsregister), in manchen Fäl-

len Stiftungen bürgerlichen Rechts (§ 80 ff BGB) und neuerlich auch die Aktiengesell-

schaft. Personenvereinigungen sind zum Beispiel nicht eingetragene Vereine (§ 54 

BGB) und Gesellschaften des bürgerlichen Rechts (§ 705 ff BGB), das heißt Zusam-

menschlüsse von Personen, die ihre Rechtsbeziehungen durch Vertrag oder Satzung 

geregelt haben, ohne dass sie den Status eines verselbständigten Rechtssubjekts erwor-

ben haben15. Soweit ein privat-gewerblicher Träger einer Kindertageseinrichtung als 

juristische Person oder Personenvereinigung im vorgenannten Sinn zu qualifizieren ist, 

kommt es für die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe folglich darauf an, ob 

er auch die übrigen in § 75 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 SGB VIII genannten Voraussetzungen 

erfüllt. 

1.4.3. Genereller Ausschluss privat-gewerblicher Träger der freien Jugendhilfe aus 
dem Kreis anerkennungsfähiger Träger gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII 

Auf eine nähere Erörterung der in § 75 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 SGB VIII normierten An-

erkennungsvoraussetzungen16 kann im vorliegenden Zusammenhang allerdings verzich-

tet werden, weil die in § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII geforderte Verfolgung gemeinnützi-

ger Ziele – unabhängig vom Vorliegen der übrigen tatbestandlichen Voraussetzungen 

des § 75 Abs. 1 SGB VIII – nach allgemeiner Auffassung17 privat-gewerbliche, also auf 

Gewinnerzielung gerichtete Träger von Kindertageseinrichtungen generell aus dem 

Kreis anerkennungsfähiger Träger der freien Jugendhilfe ausschließt. Zur Bedingung 

der Verfolgung gemeinnütziger Ziele im Sinne des § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII als un-

                                                 
14 Vgl. die Stellungnahme des Bundesrates zum Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines 

Ersten Gesetzes zur Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch, in: BT-Drucksache 12/2866 S. 
33  

15 Vgl. z.B. Heinrich in: GK-SGB VIII, § 75 Rdn. 6; Münder u.a. in: Frankfurter Kommentar zum 
SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe,  § 75 Rdn. 9; Papenheim in LPK-SGB VIII, § 75 Rdn. 3 ff 

16 Vgl. z.B. Wiesner in Wiesner, SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe -, § 75 Rdn. 7 ff; Münder u.a. in: 
Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 75 Rdn. 7 ff; Heinrich in: GK-
SGB VIII, § 75 Rdn. 9 ff; Schellhorn in: Schellhorn, SGB VIII/KJHG, § 75 Rdn. 6 ff; Ger-
nert/Oehlmann-Austermann, Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe: § 75 SGB VIII S. 32 ff 

17 Vgl. z.B. Wiesner in Wiesner, SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe -, § 74 Rdn. 19 f; Münder u.a. 
in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 74 Rdn. 21 ; Heinrich in: 
GK-SGB VIII, § 75 Rdn. 14 Schellhorn in: Schellhorn, SGB VIII/KJHG, § 75 Rdn. 9 ; Ger-
nert/Oehlmann-Austermann, Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe: § 75 SGB VIII S. 39 ; 
Papenheim in LPK-SGB VIII, § 75 Rdn. 8 
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abdingbarer Voraussetzung für die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe mö-

gen die nachfolgenden Hinweise genügen: 

Die Verfolgung gemeinnütziger Ziele als Anerkennungsvoraussetzung nach § 75 Abs. 1 

Nr. 2 SGB VIII entspricht der Förderungsvoraussetzung nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 SGB 

VIII. Sie wurde entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates im Rahmen der Beratun-

gen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) durch den federführenden Bundes-

tagsausschuss eingefügt18. Den gegenüber diesem Vorschlag des Bundesrates seitens 

der Bundesregierung geltend gemachten Bedenken19, eine solche Regelung schließe rein 

privat-gewerbliche Träger generell aus, die eine anerkannt gute fachliche Arbeiten leis-

teten und deshalb müsse im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft werden, inwie-

weit solche Träger ausgeschlossen werden könnten, die auf kommerzieller Basis ju-

gendhilfeähnliche Leistungen erbringen würden, um damit letztlich außerhalb der Ju-

gendhilfe liegende Interessen zu verfolgen, ist der Bundestag nicht gefolgt. Um die 

Voraussetzungen nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII zu erfüllen, muss der freie Träger 

also darauf verzichten, Gewinne erzielen zu wollen; angemessene Rücklagen dürfen 

jedoch gebildet werden. Die Tätigkeit muss ausschließlich darauf gerichtet sein, im Sin-

ne von § 52 der Abgabenordnung20 die Allgemeinheit zu fördern21. 

Gemeinnützigkeit im Sinne des § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII liegt immer dann vor, wenn 

die steuerrechtlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als steuerbegünstigte Kör-

perschaft gegeben sind (§§ 51 bis 68 Abgabenordnung) und die Anerkennung durch die 

Steuerbehörde erfolgt ist22. Eine solche Anerkennung durch das Finanzamt kommt aber 

nur bei frei-gemeinnützigen, nicht aber bei privat-gewerblichen Trägern der freien Ju-

gendhilfe in Betracht. Da in der Vorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII nicht kon-

kret bestimmt wird, in welcher Weise der Nachweis gemeinnütziger Ziele zu erfolgen 

hat, ist eine Anerkennung der Steuerbehörde nach §§ 51 ff  Abgabenordnung zwar nicht 

                                                 
18 Vgl. die Beschlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und 

Gesundheit (13. Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung – BT-Drucksachen 
11/5948 und 11/6002, Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts 
(Kinder- und Jugendhilfegesetz – KJHG), in: BT-Drucksache 11/6748 S. 41, 82 

19 Vgl. die Unterrichtung durch die Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des 
Kinder- und Jugendhilferechts (Kinder- und Jugendhilfegesetz – KJHG ) – Drucksache 11/5948 -, 
hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates, in : BT-Drucksache 
11/6002, S. 10 

20 Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2850) 

21 Vgl. z.B. Wabnitz, in: GK-SGB VIII, § 74 Rdn. 24 mit weiteren Nachweisen 
22 Ausführlich zum Gemeinnützigkeitsrecht Desens/Münder, Steuerrecht,  2004, S. 99 ff 
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in jedem Falle erforderlich. Es bedarf dann aber schlüssiger Hinweise in der Satzung 

sowie schlüssiger Nachweise – etwa durch Finanzierungspläne – dafür, dass die Tätig-

keit nicht mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird23. 

Der vorgenannte steuerrechtlich etablierte Begriff der Gemeinnützigkeit gilt entspre-

chend seinem gesetzlichen Standort an sich nur für das Steuerrecht. Denkbar ist also, 

dass für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe ein eigenständiger Begriff der Ge-

meinnützigkeit existiert. Dies ist grundsätzlich möglich und auch der Gesetzgeber hat 

dies so gesehen, wenn er in der Gesetzesbegründung zum Kinder- und Jugendhilfege-

setz ausführt, dass unter dem Gemeinnützigkeitsbegriff „nicht die Gemeinnützigkeit im 

Sinne des Steuerrechts“ verstanden werden soll24. Bisher ist jedoch noch kein eigen-

ständiger kinder- und jugendhilferechtlicher Gemeinnützigkeitsbegriff entwickelt wor-

den25. In der Praxis ist es deswegen ganz überwiegend so, dass auch im Kinder- Ju-

gendhilferecht vom Gemeinnützigkeitsbegriff des Steuerrechts ausgegangen wird. 

Im Ergebnis bleibt damit festzuhalten, dass die kommerziellen (privat-

gewerblichen/gewinnorientierten) Träger von Kindertageseinrichtungen wegen fehlen-

der Gemeinnützigkeit gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII aus dem Kreis der anerken-

nungsfähigen Träger ausscheiden, so dass damit auch eine Teilhabe an den oben26ge-

nannten „Privilegien“ entfällt. Diese traditionelle Privilegierung der privat-

gemeinnützigen gegenüber den privat-gewerblichen Trägern wird in der Literatur zum 

Teil als rechtlich nicht unbedenklich angesehen27. So sei es zwar durchaus einsichtig, 

dass der Gesetzgeber sowohl die institutionelle Mitwirkung, die – vornehmlich – mate-

rielle Förderung als auch die Beteiligung an den in § 76 SGB VIII genannten anderen 

Aufgaben nur auf solche Träger beschränke, die sich auf dem Gebiet der Jugendhilfe 

durch Fachlichkeit und gewisse Kontinuität bewährt hätten. Angesichts der sich ändern-

den Strukturen in der Trägerlandschaft und dem zunehmendem Gewicht privat-
                                                 
23 Vgl. Wabnitz, Recht der Finanzierung der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit – Ein Handbuch, 

Rdn. 138; Wiesner in: Wiesner, SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe –, § 74 Rdn. 19; Münder u.a. 
in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 75 Rdn. 13 

24 Vgl. die Beschlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (13. Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung – BT-Drucksachen 
11/5948 und 11/6002, Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts 
(Kinder- und Jugendhilfegesetz – KJHG), in: BT-Drucksachen 11/6748 S. 82 

25 Münder u.a. in: Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe, § 74 Rdn. 21 
26 Vgl. zu Gliederungsziffer 1.2 
27 Vgl. z. B. Wiesner in Wiesner: SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe, § 74 Rdn. 20; Münder u.a. in: 

Frankfurter Kommentar zum SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe § 74 Rdn. 4 ff; Münder/von Boet-
ticher, Wettbewerbsverzerrungen im Kinder- und Jugendhilferecht im Lichte des europäischen 
Wettbewerbsrechts, S. 44 ff 
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gewerblicher Träger sei jedoch die Beschränkung auf nur privat-gemeinnützige Träger 

in § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII nicht nur zunehmend realitätsfern, sondern sei unter Um-

ständen auch nicht mit Bundesrecht (z.B. Art. 3 und 12 Grundgesetz) bzw. Europarecht 

(z. B. Art. 49 ff und Art. 87 EGV) vereinbar28. 

2. Landesrechtliche Regelungen zur Anerkennung von Trägern der freien 
Jugendhilfe 

Während die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die Anerkennung als Träger der 

freien Jugendhilfe abschließend in der bundesrechtlichen Bestimmung des § 75 SGB 

VIII geregelt werden und dementsprechend in allen Bundesländern in gleicher Weise 

gelten, sind das Anerkennungsverfahren sowie die sachliche und örtliche Zuständigkeit 

nicht bundesrechtlich festgelegt. Entsprechende Regelungen enthalten vielmehr die je-

weiligen Ausführungsgesetze der Länder29 und teilweise darüber hinaus die dazu ergan-

                                                 
28 Vgl. Münder, in: Frankfurter Kommentar § 75 Randnummer 6 
29 Baden-Württemberg: § 11 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes für Baden-Württemberg (LKJHG) 

in der Fassung vom 14. April 2005 (GBl. S. 376), zuletzt geändert durch Art. 41 des Gesetzes vom 
14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 331); Bayern: Art. 33 des Gesetzes zur Ausführung der Sozialge-
setze (AGSG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl. S. 942), zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 
22. Juli 2008 (GVBl. S. 479); Berlin: § 40 des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes (AG KJHG) vom 9. Mai 1995 (GVBl. S. 300) in der Fassung der Bekanntmachung der 
Neufassung vom 27. April 2001 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch die Art. V des Gesetzes vom 
23. Juni 2005 (GVBl. S. 322); Brandenburg: § 16 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (AGKJHG) in der Fassung der Bekanntmach-
tung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I S. 87), zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 23. Sep-
tember 2008 (GVBl. I S. 202, 208); Bremen: § 7 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes im Lande 
Bremen (BremAGKJHG) vom 17. September 1991 (Brem.GBl. S. 318), zuletzt geändert duch Art. 8 
des Gesetzes vom 18. Oktober 2005 (Brem.GBl. S. 547, 548); Hamburg: § 22 des Hamburgischen 
Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – (AG 
SGB VIII) vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 273), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 6. Febru-
ar 2007 (HmbGVBl. S. 35); Hessen: § 10 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 
(HKJGB) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 698); Mecklenburg-Vorpommern: § 16 des Geset-
zes zur Ausführung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder- und Jugendhilfe – (Lan-
desjugendhilfeorganisationsgesetz – KJHG-Org M-V) vom 23. Februar 1993 (GVOBl. M-V S. 158), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 631); Niedersach-
sen: § 14 des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG KJHG) vom 5. 
Februar 1993 (Nds. GVBl. S. 45), zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 15. Dezember 
2006 (Nds. GVBl. S. 597); Nordrhein-Westfalen: § 25 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG – vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW S. 664), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 28. Oktober 2008 (GV. NRW S.. 644); Rheinland-Pfalz: § 12 
des Landesgesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AGKJHG) vom 21. De-
zember 1993 (GVBl. S. 632), zuletzt geändert durch § 19 des Gesetzes vom 7. März 2008 (GVBl. S. 
52); Saarland: § 25 des Gesetzes Nr. 1317: Erstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes (AG KJHG) vom 9. Juli 1993 (Amtsblatt S. 807), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 21. November 2007 (Amtsblatt S. 2393); Sachsen: § 19 des Landesjugendhilfegesetzes 
(LJHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2008 (SächsGVBl. S. 578); Sach-
sen-Anhalt: § 14 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KJHG-LSA) 
vom 5. Mai 2000 (GVBl. LSA S. 236), zuletzt geändert durch Art. 72 des Gesetzes vom 18. No-
vember 2005 (GVBl. LSA S. 698, 710); Schleswig-Holstein: § 54 des Ersten Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Jugendförderungsgesetz – JuFöG - ) vom 5. Februar 
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genen Rechtsverordnungen30. Im Übrigen verfahren die Länder nach Nr. 4 der von der 

Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugendbehörden am 14. April 1994 verab-

schiedeten Grundsätze für die Anerkennung von Trägern der freien Jugendhilfe nach § 

75 SGB VIII31. Da – wie oben32 näher dargelegt – auf Grund der bundesrechtlichen Be-

stimmung des § 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII eine Anerkennung privat-gewerblicher Trä-

ger von Kindertageseinrichtungen wegen fehlender Gemeinnützigkeit ausscheidet und 

die Landesgesetze zur Ausführung des SGB VIII – mangels entsprechender Gesetzge-

bungskompetenz der Länder – keine Regelungen der materiell-rechtlichen Anerken-

nungsvoraussetzungen enthalten, kann vorliegend auf eine nähere Erörterung der – im 

Übrigen inhaltlich weitgehend deckungsgleichen – Bestimmungen über das Anerken-

nungsverfahren sowie die sachliche und örtliche Zuständigkeit in den jeweiligen Aus-

führungsgesetzen zum SGB VIII verzichtet werden. 
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